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VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über den Antrag auf Aufhebung der Immunität von Vladimír Železný
(2005/2011(IMM))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des am 27. August 2004 vom Staatsanwalt in Prag unter Aktenzeichen KZv 
295/2003-243 übermittelten und am 16. Dezember 2004 im Plenum bekannt gegebenen 
Antrags auf Aufhebung der Immunität von Vladimír Železný,

– in Kenntnis des von Vladimír Železný vorgelegten und am 16. November 2004 im 
Plenum bekannt gegebenen Antrags auf Schutz seiner Immunität im Zusammenhang mit 
einem vom Staatsanwalt in Prag gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren, 

– nach Anhörung von Vladimír Železný gemäß Artikel 7 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung, 
der beantragte, dass seine parlamentarische Immunität nicht aufgehoben wird,

– gestützt auf Artikel 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 sowie auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes 
vom 20. September 1976 zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments,

– in Kenntnis der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Mai 
1964 und vom 10. Juli 19861,

– in Kenntnis von Artikel 27 der Verfassung der Tschechischen Republik,

– gestützt auf Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (A6-0291/2005),

1. beschließt, die Immunität von Vladimír Železný unter der Bedingung aufzuheben, dass 
sich diese Aufhebung nur auf das anhängige Strafverfahren bezieht und dass Vladimír 
Železný bis zur Verkündung des Urteils in diesem Verfahren von jeder Form der Haft 
oder Untersuchungshaft oder von jeglicher sonstigen Maßnahme, die ihn an der Ausübung 
seiner Pflichten im Zusammenhang mit seinem Mandat als Mitglied des Europäischen 
Parlaments hindern könnte, befreit ist;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss und den Bericht des zuständigen 
Ausschusses an die zuständigen Behörden der Tschechischen Republik zu übermitteln.

1 Vgl. Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofs 1964, S. 195, Rechtssache 101/63 (Wagner/Fohrmann 
und Krier) sowie Sammlung 1986, S. 2391, Rechtssache 149/85 (Wybot/Faure).
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BEGRÜNDUNG

I. SACHVERHALT

In der Sitzung vom 16. Dezember 2004 erklärte der Präsident des Europäischen Parlaments, 
dass er vom Staatsanwalt in Prag einen Antrag auf Aufhebung der parlamentarischen 
Immunität von Dr. Vladimír Železný im Zusammenhang mit dem bei der Staatsanwaltschaft 
geführten Aktenzeichen KZv 295/2003-243 erhalten habe.

Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Geschäftsordnung verwies der Präsident den Antrag an den 
Rechtsausschuss.

Das Ersuchen (suplicatoire) wurde dem Präsidenten des Europäischen Parlaments vom 
Staatsanwalt in Prag übermittelt. Gemäß Artikel 7 Absatz 7 der Geschäftsordnung stellte der 
Rechtsausschuss fest, dass der Staatsanwalt in Prag für die Übermittlung des Ersuchens 
zuständig ist.

Die Staatsanwaltschaft in Prag ersucht um Aufhebung der parlamentarischen Immunität im 
Zusammenhang mit dem oben genannten Aktenzeichen, weil Dr. Železný vorgeworfen wird, 
bis zum 31. Dezember 1997 Handlungen verübt zu haben, die den Tatbestand der 
Hinterziehung von Steuern, Gebühren und sonstigen Abgaben gemäß Artikel 148 Absätze 1 
und 3 des Strafgesetzbuchs erfüllen, und sich der Mittäterschaft gemäß Artikel 9 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuchs schuldig gemacht zu haben. Die Ermittlungen werden von der für 
Korruption und Finanzstraftaten zuständigen Abteilung der Kriminalpolizei durchgeführt.   
Die Staatsanwaltschaft in Prag, die für die Überwachung der Vorermittlungen zuständig ist, 
ersucht um Aufhebung der Immunität von Dr. Železný.

Aus dem Ersuchen der Staatsanwaltschaft gehen die von der Polizei gegen Dr. Železný 
erhobenen Tatvorwürfe detailliert hervor (Mitteilung an die Mitglieder 2/2005).

Der Staatsanwalt unterstreicht, dass Dr. Železný im November 2002 während des 
Strafverfahrens zum Senator gewählt wurde. Auf Antrag der Polizeibehörden votierte der 
Senat am 23. Januar 2003 für die Aufhebung der Immunität von Dr. Železný und stimmte 
dem Strafverfahren gegen das Mitglied zu.

Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Geschäftsordnung wurde Dr. Železný vom Rechtsausschuss 
gehört. In der Anhörung teilte Dr. Železný dem Ausschuss seine Ansichten über die Situation 
in seinem Land in Bezug auf seine Person mit. Er legte außerdem eine schriftliche Erklärung 
in englischer Übersetzung mit zahlreichen Anlagen und Beweisstücken vor. 

Dr. Železný räumte ein, dass während seiner Amtszeit als Senator von der Polizei ein 
Ersuchen um Aufhebung seiner parlamentarischen Immunität vorgelegt worden sei und dass 
er den Senat um Aufhebung seiner Immunität in der Hoffnung gebeten habe, dass dies das 
Ermittlungsverfahren beschleunigen würde. Der Senat hob die parlamentarische Immunität 
von Dr. Železný offenbar wegen ähnlicher Handlungen wie denen auf, die Gegenstand des 
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vorliegenden Ersuchens sind.

In seiner Anhörung erklärte Dr. Železný, in den letzten sechs Jahren Opfer politischer 
Schikane und öffentlicher Einschüchterung gewesen zu sein. Er erwähnte auch zwei 
Verfahren, in denen die Polizei derzeit ermittle (das erste der beiden ist Gegenstand dieses 
Berichts). Dr. Železný behauptet, dass die drei Verfahren miteinander im Zusammenhang 
stünden (die beiden anderen Verfahren sind Gegenstand zweier anderer Berichte).

In seiner schriftlichen Erklärung unterstreicht Dr. Železný, dass die polizeilichen 
Ermittlungen gegen ihn absichtlich jahrelang in die Länge gezogen worden seien, um Gegner 
vom fairen politischen Wettbewerb fernzuhalten. Dr. Železný behauptet auch, dass die gegen 
ihn anhängigen Verfahren grundlos und künstlich in der Absicht eingeleitet worden seien, 
seiner politischen Karriere zu schaden.

In seiner Antwort auf die vom Rechtsausschuss übermittelten Fragen ging der Justizminister 
auf fast alle Äußerungen von Dr. Železný ein und gab seiner Überzeugung Ausdruck, dass die 
an dem Strafverfahren gegen Dr. Železný beteiligten Instanzen im Einklang mit dem Recht 
gehandelt hätten und in keiner Weise von der Regierung oder ihren Mitgliedern beeinflusst 
worden sei. 

II. TEXTE UND GRUNDSÄTZE BETREFFEND DIE IMMUNITÄT DER 
MITGLIEDER DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

1. Artikel 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen 
Gemeinschaften1 im Anhang zum Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates 
und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften2, in den die 
Bestimmungen von Artikel 9 von jedem der Protokolle im Anhang zum Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, zum Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und zum Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft eingegangen sind, hat folgenden Wortlaut: 

"Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den 
Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu;

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats weder 
festgehalten noch gerichtlich verfolgt werden.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom Tagungsort des 
Europäischen Parlaments.

1Vgl. auch Artikel 9 dieses Protokolls: „Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder 
Abstimmung dürfen Mitglieder des Europäischen Parlaments weder in ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch 
festgenommen oder verfolgt werden.“

2Siehe Artikel 4 Absatz 2 des Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments vom 20. September 1976.
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Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht 
werden; sie steht auch nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegen, die 
Unverletzlichkeit eines seiner Mitglieder aufzuheben."

2. Die gegen Dr. Vladimír Železný, ein tschechisches Mitglied des Europäischen 
Parlaments, erhobenen Vorwürfe beziehen sich auf Ereignisse, die auf dem 
Staatsgebiet der Tschechischen Republik stattfanden. Dr. Železný genießt daher 
dieselben Befreiungen wie die Mitglieder des tschechischen Parlaments auf der 
Grundlage von Artikel 26 der tschechischen Verfassung.

3. Das vom Europäischen Parlament einzuhaltende Verfahren ist in den Artikeln 6 und 7 
der Geschäftsordnung festgelegt.

4. Seitdem seine Mitglieder in allgemeinen unmittelbaren Wahlen gewählt werden, hat 
sich das Europäische Parlament zu Ersuchen um Aufhebung der parlamentarischen 
Immunität seiner Mitglieder geäußert. Aus den Beratungen des Parlaments haben sich 
bestimmte allgemeine Grundsätze herausgeschält, die mit der im Rahmen der Sitzung 
vom 10. März 1987 angenommenen Entschließung1 auf der Grundlage des Berichts 
von Herrn Donner über den Entwurf des Protokolls zur Überarbeitung des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften hinsichtlich 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments vom 8. April 1965 anerkannt wurden 
(A2-121/86). 



5. Es erscheint sinnvoll, an die Grundsätze zu erinnern, die im vorliegenden Fall 
anwendbar sind, wobei betont werden muss, dass Beschlüsse über die Aufhebung der 
Immunität eine solide Rechtsgrundlage haben müssen, damit sie nicht von der 
politischen Zugehörigkeit oder sogar der Staatsangehörigkeit des betreffenden 
Mitglieds beeinflusst werden. 

A. Zweck der parlamentarischen Immunität

Die parlamentarische Immunität ist kein Privileg der einzelnen Mitglieder des 
Parlaments, sondern eine Garantie für die Unabhängigkeit des Parlaments und seiner 
Mitglieder von anderen Behörden. Auf der Grundlage dieses Grundsatzes ist der 
Zeitpunkt der mutmaßlichen Handlungen nicht von Belang und kann sowohl vor als 
auch nach der Wahl des Mitglieds liegen, denn der Schutz des Parlaments durch seine 
Mitglieder ist der einzige Gesichtspunkt.

1ABl. C 99, 13.4.1987, S. 44.
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B. Zeitliche Begrenzung der Immunität

Der Gerichtshof wurde zweimal angerufen, um die Formulierung “Während der Dauer 
der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments“ in Artikel 10 des Protokolls über 
die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften auszulegen.

Aus den beiden Urteilen des Gerichts (Wagner/Fohrmann und Krier vom 12. Mai 
1964, 101/63, Slg. 1964, S. 397 und Wybot/Faure vom 10. Juli 1986, 149/85, Slg. 
1986, S. 2403) kann abgeleitet werden, dass das Parlament eine jährliche 
Sitzungsperiode abhält, während der seine Mitglieder, sogar während der Zeiträume, 
in denen keine Sitzungen stattfinden, die in dem oben genannten Protokoll festgelegte 
Immunität genießen.

Ferner ergibt sich aus dem eigentlichen Zweck der parlamentarischen Immunität, dass 
diese während des Mandats des Mitglieds wirksam bleibt und den Beginn des 
Verfahrens, die Vorermittlungen und die Maßnahmen für die Vollstreckung früherer 
Urteile umfasst, während  Rechtsmittel oder Anträge auf Erlass eines Urteils außen 
vor bleiben.

C. Der unabhängige Charakter der Immunität des Europäischen Parlaments verglichen 
mit der einzelstaatlichen parlamentarischen Immunität

Die Tatsache, dass Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a des Protokolls sich auf die 
Befreiungen bezieht, die den Mitgliedern der nationalen Parlamente gewährt werden, 
bedeutet nicht, dass das Europäische Parlament nicht seine eigenen Regeln festlegen 
kann, die gewissermaßen „Fallrecht“ darstellen. Was die Aufhebung der 
parlamentarischen Immunität anbelangt, so darf diese Immunität, die für die 
Mitglieder mit einer bestimmten Staatsangehörigkeit in ihrem nationalen Parlament 
und im Europäischen Parlament gleich ist, nicht mit ihrer Aufhebung verwechselt 
werden, die ein Vorrecht jedes einzelnen Parlaments darstellt. Diese Regeln, die sich 
von Beschlüssen ableiten, die in Bezug auf Ersuchen um Aufhebung der Immunität 
gefasst werden, schaffen einen konsistenten Begriff von der Unverletzlichkeit des 
Europäischen Parlaments, die allgemeinen formuliert unabhängig von den 
verschiedenen einzelstaatlichen parlamentarischen Verfahren ist. Wenn dies nicht der 
Fall wäre, dann würden die Unterschiede zwischen den Mitgliedern ein und desselben 
Parlaments aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit verstärkt werden. 

6. Durch die Anwendung dieser Grundsätze hat sich eine konstante Linie in den 
Beschlüssen des Parlaments herausgeschält, der sich zu einem Grundprinzip für jede 
Antwort auf einen Antrag auf Aufhebung der Immunität entwickelt hat. Die Immunität 
wird dann nicht aufgehoben, wenn einem Mitglied Handlungen vorgeworfen werden, 
die im Zusammenhang mit seiner politischen Tätigkeit stehen. Neben diesem 
Grundsatz kommen noch weitere Überlegungen hinzu, die für oder gegen die 
Aufhebung der Immunität sprechen, wie etwa das Kriterium des fumus persecutionis, 
d.h. die Vermutung, dass dem Strafverfahren die Absicht zugrunde liegt, der 
politischen Tätigkeit des Abgeordneten zu schaden (beispielsweise Verfahren auf der 
Grundlage anonymer Beschuldigungen, Anträge, die eine lange Zeit nach den 
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mutmaßlichen Handlungen eingereicht werden, usw.) und Vorwürfe besonders 
schwerwiegender Natur.

III. BEGRÜNDUNG FÜR DEN VORGESCHLAGENEN BESCHLUSS

1. Artikel 9 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen 
Gemeinschaften findet in diesem Fall offensichtlich keine Anwendung. Die 
uneingeschränkte Immunität oder die Bestimmungen der Unverletzlichkeit gelten nur 
für „in Ausübung ihres Amtes erfolgte Äußerungen oder Abstimmungen“. Auch wenn 
Umstände vorstellbar sind, unter denen Artikel 9 auf ein Mitglied in seinem eigenen 
Land angewendet werden könnte (Delegation oder Treffen eines der Ausschüsse des 
EP, Fraktionstreffen usw.), so fallen die von den tschechischen Behörden angeführten 
Fakten und mutmaßlichen Straftaten nicht in den Geltungsbereich dieses Artikels.

2. Folglich muss Artikel 10 Absatz a des Protokolls auf den in Teil I der Begründung 
angeführten Sachverhalt angewendet werden.  Dieser besagt: „Während der Dauer der 
Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments steht seinen Mitgliedern im 
Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte 
Unverletzlichkeit zu.“

3. Artikel 27 Absatz 2 der Tschechischen Verfassung hat folgenden Wortlaut:

(2) Abgeordnete oder Senatoren können wegen Äußerungen im Abgeordnetenhaus 
oder im Senat oder in deren Gremien nicht strafrechtlich verfolgt werden.  
Abgeordnete oder Senatoren unterliegen nur der Disziplinarordnung der Kammer, der 
sie angehören.  

Aus diesem Artikel geht sehr klar hervor, dass es der entsprechenden Kammer obliegt, 
die Immunität eines Abgeordneten oder eines Senators aufzuheben, bevor dieser 
strafrechtlich verfolgt werden kann. Die Strafverfolgung schließt offenbar die 
polizeilichen Ermittlungen ein, und die Kammer ist in ihrer Entscheidung völlig frei, 
die Immunität zu gewähren oder nicht.

4. Im Falle von Dr. Železný geht aus den Unterlagen, die vom tschechischen Senat 
vorgelegt wurden, deutlich hervor, dass die Kammer der Strafverfolgung von Senator 
Železný wegen derselben Handlungen zugestimmt hat, die in dem Ersuchen des Prager 
Gerichts dargelegt sind.

Die Tatsache, dass der Senat die Immunität von Dr. Železný bereits aufgehoben hat, 
ist im Einklang mit Artikel 10 Buchstabe a des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen ein offenkundiger Hinweis darauf, dass er in seinem eigenen Staat keine 
parlamentarische Immunität genießt. Dies könnte dem Europäischen Parlament 
ausreichen, um die Immunität eines seiner Mitglieder aufzuheben (vorausgesetzt, dass 
dieses Mitglied nicht durch Artikel 9 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen geschützt ist). 
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5. Dennoch hängt die Frage, ob die Immunität in einem bestimmten Fall aufgehoben 
werden soll, wie in Teil II C dargelegt, vom Europäischen Parlament ab, auch wenn 
die Mitglieder des nationalen Parlaments (hier des tschechischen Parlaments) und die 
Mitglieder des Europäischen Parlaments aus den Mitgliedstaaten dieselben 
Befreiungen genießen (oder keine, wie im Falle der Mitglieder des Europäischen 
Parlaments aus dem Vereinigten Königreich).

Nach Aussage von Dr. Železný ist seine Verfolgung in diesem Verfahren (und in den 
anderen beiden Verfahren) politisch motiviert. 

Das Europäische Parlament muss diese Behauptungen prüfen und entscheiden, ob in 
diesem Fall Beweise für fumus persecutionis vorliegen.  Dies ist die Kernfrage in 
diesem Fall.

6. Wie das Parlament vielfach erklärt hat, wird die Immunität nicht aufgehoben, wenn 
der Verdacht besteht, dass die Verfolgung auf der Absicht beruht, der politischen 
Tätigkeit des Mitglieds zu schaden.  Das Nichtvorliegen eines fumus ist, wie in Teil II 
C aufgeführt, die conditio sine qua non für die Aufhebung der Immunität.

Wer soll den Verdacht des fumus geltend machen?  Die offensichtliche Antwort lautet: 
das Parlament und vor dem Parlament der zuständige Ausschuss. 

Wie kann man mit einer gewissen Sicherheit zu dieser Überzeugung gelangen? 
Die Überzeugung der Mitglieder des Ausschusses in zweifelhaften, unklaren Fällen ist 
immer eine persönliche Überzeugung, die dennoch auf möglichst stichhaltigen Fakten 
basieren muss.

In den vergangen Wahlperioden hat der zuständige Ausschuss beispielsweise folgende 
Faktoren in Betracht gezogen:

 den anonymen Charakter der Anzeige, Beschwerde oder Anschuldigung1;
 die hinausgeschobene Vorlage der Anschuldigung in Bezug auf das Datum der 

angeblichen Handlungen2;
 einen offensichtlichen Zusammenhang zwischen dem Datum der Anschuldigung 

oder der Anzeige und der Wahl eines Mitglieds in das Parlament3; 
 die Tatsache, dass ein Gerichtsverfahren gegen das Mitglied eingeleitet wurde, 

obwohl mehr als eine Person sich strafbar gemacht haben oder als verantwortlich 
betrachtet werden könnten4; 

 Fälle, in denen die Anschuldigung offensichtlich unbegründet war 
(beispielsweise, wenn Entscheidungen betroffen sind, für die das Mitglied nicht 
verantwortlich war oder wo keine Beweise für seine Beteiligung an der 
vorgeworfenen Handlung vorliegen), oder wo ein offenkundiges Ziel darin 

1 Dok. 1-321/81
2 A3-0021/93, A3-0169/93, A5-246/03
3 Dok. 1-321/81
4 A2-0090/88, A5-246/03
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bestand, der politischen Tätigkeit des Mitglieds zu schaden1; 

7. Während der fünften Wahlperiode folgte die Praxis im Ausschuss für Recht und 
Binnenmarkt diesen Leitlinien und erweiterte sie gegebenenfalls.

Das Parlament beschloss, die Immunität in acht Fällen nicht aufzuheben, in denen der 
Verdacht des fumus persecutionis voll berücksichtigt wurde oder ein wichtiges 
Element der Entscheidung war. Manchmal wurde es nicht sehr stichhaltig 
nachgewiesen.

Es handelte sich um folgende Fälle: BRIE (A5-0151/00), PASCUA (A5-0032/02) und 
MARCHIANI (A5-0033/02), KORAKAS (A5-0245/02 und A5-0420/03), COHN-
BENDIT (A5-246/03) und MARCHIANI (A5-0422/03 und A5-0423/03).  In 
insgesamt acht Fällen vertrat der Ausschuss die Ansicht, dass animus persecutionis in 
unterschiedlichem Maße vorlag.

In den meisten Fällen stellte das Parlament eine Behinderung der politischen Tätigkeit 
(BRIE), Anzeichen von Missbrauch im Strafverfahren und beim Verhalten des 
Staatsanwalts (in den Fällen MARCHIANI) oder die Erwägung, dass ein Mitglied 
gerichtlich belangt wurde, weil es ein Mitglied des Europäischen Parlaments war 
(KORACAS) fest.

8. Der Fall von Dr. Železný ist reichlich kompliziert.  Der Ausschuss muss auf der einen 
Seite den Verdacht berücksichtigen, den das Mitglied in Bezug auf die von den 
tschechischen Behörden gegen ihn vorgebrachten Anschuldigungen geäußert hat, und 
auf der anderen Seite die Tatsache, dass der Senat seine Immunität in derselben Sache 
bereits aufgehoben hat, und alle zufrieden stellenden Antworten und Versicherungen 
des Justizministers, der vollumfänglich mit dem Rechtsausschuss zusammengearbeitet 
hat. 

9. Dennoch gibt es gewisse von Dr. Železný dargelegte Aspekte des Falls (eine 
unverhältnismäßige Reaktion der Polizei bei seiner Festnahme, die ziemlich unklare 
Situation von anderen Hauptbeschuldigten, Herr Novotný in dem ersten vom Gericht 
in Prag vorgelegten Verfahren, Schikane durch die Polizei und die Länge des 
Verfahrens), die eine gründliche Prüfung durch den Ausschuss erforderlich gemacht 
haben. Allerdings ist die Berichterstatterin, wie oben angedeutet, aufgrund der 
Reaktion des Senats und der Erläuterungen des Justizministers geneigt, dem Parlament 
zu raten, die Immunität von Dr. Železný aufzuheben.

Darüber hinaus ist keines der in den Punkten 6 und 7 der Begründung dargelegten 
Kriterien im vorliegenden Fall eindeutig festgestellt worden, so dass es schwierig ist 
zu beurteilen, ob fumus persecutionis vorliegt. 

1 A3-0247/90, A3-0076/92, A3-0077/92
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10. Es liegt im Interesse des Parlaments, den Grundsatz des fumus sehr vorsichtig zu 
benutzen, so dass es nicht als ein Privileg des Mitglieds, sondern als eine Garantie der 
Unabhängigkeit des Parlaments betrachtet wird. In diesem komplexen Fall dürfte es 
im Interesse des Parlaments liegen, es Dr. Železný zu gestatten, sich in den gegen ihn 
anhängigen Verfahren selbst zu verteidigen.

Allerdings dürfte es auch angesichts der Verworrenheit des Falles erforderlich sein, 
dass das Parlament die Situation von Dr. Železný sichert, so dass das gegen ihn 
anhängige Verfahren nicht seine Arbeit als ein Mitglied des Europäischen Parlaments 
behindert.

11. Der Richter gab an, dass Dr. Železný auf freiem Fuße bleibe, dass kein Grund für 
seine Inhaftierung bestehe und dass nichts ihn an der Ausübung seiner Pflichten 
hindere.  Anscheinend erfordert die Art der gegen ihn erhobenen Vorwürfe keine 
derartigen vorbeugenden Maßnahmen. 

Um zu gewährleisten, dass seine Tätigkeit als ein Mitglied des Europäischen 
Parlaments während des gegen ihn anhängigen Verfahrens nicht behindert wird, kann 
das Parlament von seinem Recht Gebrauch machen, das ihm ausnahmsweise Artikel 7 
Absatz 4 der Geschäftsordnung gewährt.

Es muss völlig klar sein, dass dies jede Form der Festnahme oder jede andere 
Maßnahme, die das Mitglied an der Ausübung seiner Pflichten als ein Mitglied des 
Europäischen Parlaments hindert, ausschließt, jedoch lediglich, bis das Gericht sein 
endgültiges Urteil verkündet hat. Dies bedeutet, dass Dr. Železný, sobald das 
endgültige Urteil gefällt ist, dieses in derselben Weise wie jeder andere Bürger 
hinnehmen muss, ohne dass die Notwendigkeit besteht, einen erneuten Antrag auf 
Aufhebung der Immunität zu stellen.

Artikel 7 Absatz 4 hat zur Folge, dass die Immunität aufgehoben wird, so dass das 
Verfahren fortgesetzt werden kann, jedoch keine Maßnahme das Mitglied an der 
Ausübung seiner Pflichten bis zur Verkündung des endgültigen Urteils hindern kann.  
Das endgültige Urteil beinhaltet auch jegliches Rechtsmittel, bis alle Rechtsmittel 
ausgeschöpft sind.

 
IV. SCHLUSSFOLGERUNG

Im Lichte der obigen Erwägungen gemäß Artikel 7 Absätze 1 und 2 der Geschäftsordnung 
empfiehlt der Rechtsausschuss nach Abwägung der für und gegen die Aufhebung der 
Immunität sprechenden Argumente dem Parlament, die parlamentarische Immunität von 
Vladimir Železný aufzuheben, vorausgesetzt, dass Dr. Železný bis zur Verkündung des 
endgültigen Urteils von jeglicher Form der Haft oder Untersuchungshaft oder von 
jeglicher sonstigen Maßnahme befreit ist, die ihn an der Ausübung seiner Pflichten im 
Zusammenhang mit seinem Mandat als Mitglied des Europäischen Parlaments hindern 
könnte.
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